
URTEIL DES GERICHTSHOFES

(Große Kammer)

vom 12. Oktober 2004

in der Rechtssache C-313/02 (Vorabentscheidungsersuchen
des Obersten Gerichtshofes [Österreich]): Nicole Wippel

gegen Peek & Cloppenburg GmbH & Co. KG (1)

(Richtlinie 97/81/EG — Richtlinie 76/207/EWG — Sozial-
politik — Gleichbehandlung von Teilzeit- und Vollzeitarbei-
tnehmern — Gleichbehandlung von männlichen und weibli-
chen Arbeitnehmern — Ausmaß und Ausgestaltung der

Arbeitszeit)

(2004/C 300/21)

(Verfahrenssprache: Deutsch)

(Vorläufige Übersetzung: die endgültige Übersetzung erscheint in der
Sammlung der Rechtsprechung des Gerichtshofes)

In der Rechtssache C-313/02 betreffend ein an den Gerichtshof
gerichtetes Vorabentscheidungsersuchen nach Artikel 234 EG,
eingereicht vom Obersten Gerichtshof (Österreich) mit
Beschluss vom 8. August 2002, beim Gerichtshof eingegangen
am 5. September 2002, in dem Verfahren Nicole Wippel gegen
Peek & Cloppenburg GmbH & Co. KG hat der Gerichtshof
(Große Kammer) unter Mitwirkung des Präsidenten V. Skouris,
der Kammerpräsidenten P. Jann, C. W. A. Timmermans,
A. Rosas, der Kammerpräsidentin R. Silva de Lapuerta und des
Kammerpräsidenten K. Lenaerts, der Richter J.-P. Puissochet,
R. Schintgen, der Richterin F. Macken (Berichterstatterin) sowie
der Richter J. N. Cunha Rodrigues und K. Schiemann – Genera-
lanwältin: J. Kokott; Kanzler: M.-F. Contet, Hauptverwaltungs-
rätin – am 12. Oktober 2004 ein Urteil mit folgendem Tenor
erlassen:

1. Ein Arbeitnehmer mit einem Arbeitsvertrag, der, wie im
Ausgangsverfahren, bestimmt, dass sich das Ausmaß und die
Ausgestaltung der Arbeitszeit nach dem Arbeitsanfall richten und
im Einzelfall erst einvernehmlich zwischen den Parteien festgelegt
werden, fällt in den Anwendungsbereich der Richtlinie
76/207/EWG des Rates vom 9. Februar 1976 zur Verwirkli-
chung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und
Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsbil-
dung und zum beruflichen Aufstieg sowie in Bezug auf die
Arbeitsbedingungen.

Ein solcher Arbeitnehmer fällt auch in den Anwendungsbereich der
Rahmenvereinbarung, die der Richtlinie 97/81/EG des Rates vom
15. Dezember 1997 zu der von UNICE, CEEP und EGB
geschlossenen Rahmenvereinbarung über Teilzeitarbeit als Anhang
beigefügt ist, wenn:

— er nach den Rechtsvorschriften, Tarifverträgen oder Gepflogen-
heiten in dem Mitgliedstaat einen Arbeitsvertrag hat oder in
einem Arbeitsverhältnis steht;

— er ein Arbeitnehmer im Sinne von Paragraph 3 Nummer 1
dieser Rahmenvereinbarung ist, dessen normale, auf Wochen-
basis oder als Durchschnitt eines bis zu einem Jahr reichenden
Beschäftigungszeitraums berechnete Arbeitszeit unter der eines
vergleichbaren Vollzeitbeschäftigten liegt, und

— bei Teilzeitbeschäftigten, die nur gelegentlich arbeiten, der
Mitgliedstaat diese Arbeitnehmer nicht gemäß Paragraph 2
Nummer 2 dieser Rahmenvereinbarung ganz oder teilweise
ausgeschlossen hat.

2. Paragraph 4 der Rahmenvereinbarung, die der Richtlinie 97/81
als Anhang beigefügt ist, und die Artikel 2 Absatz 1 und 5
Absatz 1 der Richtlinie 76/207 sind dahin auszulegen, dass sie

— einer Bestimmung wie § 3 des Arbeitszeitgesetzes, der die
Höchstarbeitszeit grundsätzlich auf 40 Stunden pro Woche
und 8 Stunden pro Tag festlegt und der daher die Höchstar-
beitszeit und die Ausgestaltung der Arbeitszeit sowohl für
Vollzeit- als auch für Teilzeitarbeitnehmer regelt, nicht entge-
genstehen;

— unter Umständen, unter denen alle Arbeitsverträge der übrigen
Arbeitnehmer eines Unternehmens die Wochenarbeitszeit und
die Ausgestaltung der Arbeitszeit festlegen, einem Teilzeitar-
beitsvertrag von Arbeitnehmern desselben Unternehmens wie
dem im Ausgangsverfahren streitigen nicht entgegenstehen,
wonach die Wochenarbeitszeit und die Ausgestaltung der
Arbeitszeit nicht festgelegt sind, sondern sich nach den von
Fall zu Fall bestimmten Erfordernissen des Arbeitsanfalls
richten, wobei diese Arbeitnehmer zwischen der Annahme und
der Ablehnung dieser Arbeit wählen können.

(1) ABl. C 289 vom 23.11.2002.

URTEIL DES GERICHTSHOFES

(Dritte Kammer)

vom 12. Oktober 2004

in der Rechtssache C-328/02: Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaften gegen Hellenische Republik (1)

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaates — Landwirtschaft
— Verordnung (EWG) Nr. 3508/92 — Integriertes Verwal-
tungs- und Kontrollsystem für bestimmte gemeinschaftliche

Beihilferegelungen)

(2004/C 300/22)

(Verfahrenssprache: Griechisch)

In der Rechtssache C-328/02 betreffend eine Vertragsverlet-
zungsklage gemäß Artikel 226 EG, eingereicht am 18.
September 2002, Kommission der Europäischen Gemein-
schaften (Bevollmächtigte: M. Condou-Durande) gegen Helleni-
sche Republik (Bevollmächtigte: V. Kontolaimos und
I. Chalkias), hat der Gerichtshof der Europäischen Gemein-
schaften (Dritte Kammer) unter Mitwirkung des Kammerpräsi-
denten A. Rosas, des Richters J.-P. Puissochet, der Richterin
F. Macken (Berichterstatterin) sowie der Richter J. Malenovský
und U. Lõhmus – Generalanwalt: P. Léger, Kanzler: L. Hewlett,
Hauptverwaltungsrätin – am 12. Oktober 2004 ein Urteil mit
folgendem Tenor erlassen:
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1. Die Hellenische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen
aus der Verordnung (EWG) Nr. 3508/92 des Rates vom 27.
November 1992 zur Einführung eines integrierten Verwaltungs-
und Kontrollsystems für bestimmte gemeinschaftliche Beihilferege-
lungen verstoßen, dass sie die für die vollständige Umsetzung des
Artikels 2 Buchstaben a und e dieser Verordnung erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften nicht erlassen hat.

2. Im Übrigen wird die Klage abgewiesen.

3. Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften und die
Hellenische Republik tragen jeweils ihre eigenen Kosten.

(1) ABl. C 261 vom 26.10.2002.

URTEIL DES GERICHTSHOFES

(Erste Kammer)

vom 14. Oktober 2004

in der Rechtssache C-336/02 (Vorabentscheidungsersuchen
des Landgerichts Düsseldorf [Deutschland]): Saatgut-
Treuhandverwaltungsgesellschaft mbH gegen

Brangewitz GmbH (1)

(Pflanzensorten — Schutzregelung — Artikel 14 Absatz 3
der Verordnung [EG] Nr. 2100/94 und Artikel 9 der Verord-
nung [EG] Nr. 1768/95 — Nutzung des Ernteerzeugnisses
durch die Landwirte — Erbringer vorbereitender Dienstleis-
tungen — Verpflichtung, dem Inhaber des gemeinschaftlichen

Sortenschutzes Auskunft zu erteilen)

(2004/C 300/23)

(Verfahrenssprache: Deutsch)

(Vorläufige Übersetzung: die endgültige Übersetzung erscheint in der
Sammlung der Rechtsprechung des Gerichtshofes)

In der Rechtssache C-336/02 betreffend ein Vorabentschei-
dungsersuchen nach Artikel 234 EG, eingereicht vom Landge-
richt Düsseldorf (Deutschland) mit Beschluss vom 8. August
2002, beim Gerichtshof eingegangen am 23. September 2002,
in dem Verfahren Saatgut-Treuhandverwaltungsgesellschaft mbH
gegen Brangewitz GmbH hat der Gerichtshof (Erste Kammer)
unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten P. Jann, des Richters
A. Rosas, der Richterin R. Silva de Lapuerta sowie der Richter
K. Lenaerts und S. von Bahr (Berichterstatter) – Generalanwalt:
D. Ruiz-Jarabo Colomer; Kanzler: M. Múgica Arzamendi,
Hauptverwaltungsrätin – am 14. Oktober 2004 ein Urteil mit
folgendem Tenor erlassen:

1. Artikel 14 Absatz 3 sechster Gedankenstrich der Verordnung (EG)
Nr. 2100/94 des Rates vom 27. Juli 1994 über den gemein-
schaftlichen Sortenschutz in Verbindung mit Artikel 9 der Verord-
nung (EG) Nr. 1768/95 der Kommission vom 24. Juli 1995
über die Ausnahmeregelung gemäß Artikel 14 Absatz 3 der
Verordnung Nr. 2100/94 kann nicht dahin ausgelegt werden,
dass er dem Inhaber des gemeinschaftlichen Schutzes für eine
Pflanzensorte das Recht gibt, die in diesen Bestimmungen vorgese-
henen Informationen von einem Erbringer vorbereitender Dienst-

leistungen bzw. Aufbereiter zu verlangen, wenn er nicht über
Anhaltspunkte dafür verfügt, dass dieser hinsichtlich des Ernteer-
zeugnisses, das Landwirte durch Anbau von Vermehrungsgut einer
dem Sortenschutzinhaber gehörenden gemeinschaftsrechtlich
geschützten Sorte – außer Hybriden und synthetischen Sorten –,
die zu einer der in Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung 2100/94
aufgeführten Pflanzenarten gehört, gewonnen haben, zum Zweck
des Anbaus solche Dienstleistungen erbracht hat oder zu erbringen
beabsichtigt bzw. dieses Ernteerzeugnis aufbereitet hat oder aufzu-
bereiten beabsichtigt.

2. Artikel 14 Absatz 3 sechster Gedankenstrich der Verordnung
Nr. 2100/94 in Verbindung mit Artikel 9 der Verordnung
Nr. 1768/95 ist dahin auszulegen, dass der Erbringer vorberei-
tender Dienstleistungen bzw. Aufbereiter in dem Fall, dass der
Sortenschutzinhaber über einen Anhaltspunkt dafür verfügt, dass
jener hinsichtlich des Ernteerzeugnisses, das Landwirte durch
Anbau von Vermehrungsgut einer dem Sortenschutzinhaber gehö-
renden unter den gemeinschaftlichen Sortenschutz fallenden Sorte
– außer Hybriden und synthetischen Sorten –, die zu einer der in
Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung 2100/94 aufgeführten
Pflanzenarten gehört, gewonnen haben, zum Zweck des Anbaus
solche Dienstleistungen erbracht hat oder zu erbringen beabsichtigt
bzw. dieses Ernteerzeugnis aufbereitet hat oder aufzubereiten beab-
sichtigt, dem Sortenschutzinhaber die relevanten Informationen
nicht nur über die Landwirte übermitteln muss, bezüglich deren
der Sortenschutzinhaber über Anhaltspunkte dafür verfügt, dass
der Erbringer vorbereitender Dienstleistungen bzw. Aufbereiter
solche Dienstleistungen erbracht hat oder zu erbringen beabsichtigt
bzw. Aufbereitungen vorgenommen hat oder vorzunehmen beab-
sichtigt, sondern auch über alle anderen Landwirte, für die er
hinsichtlich des durch Anbau von Vermehrungsgut der betreffenden
Sorte gewonnenen Ernteerzeugnisses vorbereitende Dienstleistungen
erbracht hat oder zu erbringen beabsichtigt bzw. dieses Ernteer-
zeugnis aufbereitet hat oder aufzubereiten beabsichtigt, sofern dem
Aufbereiter diese Sorte angegeben wurde oder auf andere Weise
bekannt war.

(1) ABl. C 289 vom 23.11.2002.

URTEIL DES GERICHTSHOFES

(Erste Kammer)

vom 14. Oktober 2004

in der Rechtssache C-340/02: Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaften gegen Französische Republik (1)

(Vertragsverletzung — Richtlinie 92/50/EWG — Verfahren
zur Vergabe öffentlicher Dienstleistungsaufträge — Unter-
stützung des Auftraggebers betreffend eine Kläranlage —
Vergabe an den Gewinner eines früheren Ideenwettbewerbs

ohne vorherige Bekanntmachung im Amtsblatt der EG)

(2004/C 300/24)

(Verfahrenssprache: Französisch)

In der Rechtssache C-340/02 betreffend eine Vertragsverlet-
zungsklage nach Artikel 226 EG, eingereicht am
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